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| 4.5
Hochschulreform
Die Studienreform ist ebenso bedeu¬
tungsvoll wie der Hochschulausbau.
Das Lehrangebot soll sinnvoll auf
die gegenwärtigen und zukünftigen
Berufsanforderungen bezogen sein.
Es muß den Ausbildungswünschen
des einzelnen angemessen Rech¬
nung tragen. Es ist mit dem Ziel
der Studienzeitverkürzung zu kon¬
zentrieren. Reformmaßnahmen, die
einen erhöhten personellen und
materiellen Aufwand mit sich brin¬
gen, sind mit der Bereitstellung der
erforderlichen Studienplätze zeitlich
abzustimmen. Eine umfassende Stu¬
dien- und Berufsberatung wird die
Studienanfänger in die Lage verset¬
zen, unter den vorhandenen Ausbil¬
dungseinrichtungen so zu wählen,
daß eine fachlich und regional aus¬
gewogene Ausnutzung bewirkt wird.

■ 4.51
Hochschulzugang
Über die Fachoberschulen wurde ein
neuer Zugang in den Hochschulbe¬
reich geschaffen. Das bedingt eine
neue Definition der Hochschulreife.
Der Deutsche Bildungsrat hat hierzu
Empfehlungen erarbeitet. Die Hoch¬
schulreife wird im Zusammenhang
mit der Ausgestaltung der gymnasia¬
len Oberstufe und der Fachober¬
schule zu einer differenzierten Kol¬
legstufe bestimmt werden.
Für eine Übergangszeit, solange die
Studienplätze nicht ausreichen, wird
ein Zulassungsverfahren nach fach¬
spezifischen Kriterien unvermeidlich
sein. Es soll einheitlich für die Hoch¬
schulen des Landes in dem betref¬
fenden Fach gelten, öffentlich nach¬
prüfbar und bundesweit abgestimmt
sein. Die Auswahlkriterien sollen in
Zusammenarbeit mit Hochschulleh¬
rern und Lehrern entwickelt und
jährlich überprüft werden.
Um eine Studienfachwahl entspre¬
chend den zukünftigen Berufschan¬
cen zu ermöglichen, sind verläßliche
Vorausschätzungen des Nachwuchs¬
bedarfs und die Erforschung zukünf¬
tiger Veränderungen der Berufsan¬
forderungen notwendig. Eine zen¬
trale Hochschulinformationsstelle
soll die Studienbewerber über Be¬
rufschancen und Studienmöglichkei¬
ten an den Hochschulen des Landes
unterrichten.

Die zentrale Informationsstelle soll
eng mit dem Statistischen Landes¬
amt, der Arbeitsverwaltung und den
mit Berufsforschung befaßten Stel¬
len zusammenarbeiten. Ihr steht
auch zur Herausgabe von Informa¬
tionsschriften jährlich 1 Mio DM zur
Verfügung.
Die Zahl der vorhandenen und der
zu erstellenden Studienplätze im
Hochschulbereich wird jährlich in
einem „Generalplan" festgestellt:
Die Kosten werden 0,15 Mio DM
jährlich betragen.

Langfristiges Ziel
Abstimmung des Studienplatz¬
angebotes mit den Studien¬
wünschen aller zum Studium
Befähigten und den Berufsvor¬
ausschätzungen.

Maßnahmen bis 1975
Neubestimmung der Hoch¬
schulreife; Entwicklung eines
sachgerechten Zulassungsver¬
fahrens für eine Übergangszeit;
Einrichtung einer zentralen In¬
formationsstelle; Erstellung des
Generalplans der zu schaffen¬
den Studienplätze im Hoch¬
schulbereich.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 5,8 Mio DM.

■ 4.52

Reform der Studiengänge
Das Lehrangebot ist in vielen Diszi¬
plinen zu einseitig an der Heranbil¬
dung des wissenschaftlichen Nach¬
wuchses ausgerichtet. Diese Ent¬
wicklung wurde durch Spezialisierung
der Forschung und durch die Ein¬
richtung neuer Studiengänge begün¬
stigt. Es bedarf daher einer sinnvol¬
len Abstimmung von Forschung und
Lehre. Das Studium muß effektiver
gestaltet und die Studienzeit so be¬
grenzt werden, daß ein Berufseintritt
in der Regel — unter Einschluß einer
berufspraktischen Vorbildung — mit
dem 26. Lebensjahr möglich wird.
Neue Studienordnungen und Prü¬
fungsordnungen sollen zur Verwirkli¬
chung dieser Ziele beitragen. Sie
sollen den Studiengang unter hoch¬
schuldidaktischen Gesichtspunkten
inhaltlich und zeitlich sinnvoll glie¬
dern. Wie Prüfungsgebiete zusam¬
mengefaßt, Schwerpunkte während
des Hauptstudiums gebildet oder

auch aufgegliedert werden können,
ist zu prüfen. Die Studienordnungen
sollen so weit angelegt sein, daß der
Studierende einen angemessenen
Teil seines Studiums nach eigenem
Wunsch gestalten kann. Zur Vorbe¬
reitung der Studienordnungen setzt
das Land für die wichtigsten Fach¬
richtungen gemeinsame Kommissio¬
nen von Angehörigen der Hochschu¬
len und Vertretern der Berufsberei¬
che ein. Sie sollen Modellstudien¬
pläne erarbeiten unter Einschluß
einer Stufenausbildung, von Studien¬
einheiten nach dem „Baukastenprin¬
zip" und von Kurzstudiengängen.
Die Modellstudienpläne sollen zu¬
nächst an einzelnen Hochschulen er¬
probt werden. Im Interesse der aka¬
demischen Freizügigkeit sollen sich
die endgültigen Studienordnungen in
bundeseinheitliche Rahmenstudien¬
ordnungen einfügen.
Die Hochschullehrer sollen ihrer
Lehrtätigkeit die Studienordnungen
zugrunde legen. Insoweit können ih¬
nen im Rahmen ihrer Lehrverpflich¬
tungen bestimmte Lehraufgaben
übertragen werden. Eine Festlegung
des Inhalts der Lehre darf damit je¬
doch in keinem Fall verbunden sein.
Daneben werden Hochschullehrer
wie bisher auch Lehrveranstaltungen
eigener Wahl anbieten.
Die Prüfungsordnungen müssen den
neuen Studienordnungen angepaßt
werden. Für die Erprobung der
Modellstudiengänge wird die Mög¬
lichkeit geschaffen, von den gelten¬
den Prüfungsordnungen abzuwei¬
chen. Die Prüfungsordnungen müs¬
sen auch neue Studienkombinatio¬
nen und besondere Studienschwer¬
punkte im Rahmen der allgemeinen
Ausbildungserfordernisse möglich
machen.
Um das Lehrangebot stärker zwi¬
schen den Fachbereichen abzustim¬
men, sollen die wissenschaftlichen
Hochschulen veranlaßt werden, Stu¬
diendekane einzusetzen.
Eine intensivere Ausnutzung der Stu¬
dienzeit und der Hochschuleinrich¬
tungen soll ermöglicht werden. Ent¬
sprechend den Vorschlägen des
Hochschulplanungsbeirat.es soll
darum die Studienzeit in Studien¬
jahre gegliedert werden. Die Einfüh¬
rung des Studienjahres setzt voraus,
daß andere Länder gleich verfahren.

Langfristiges Ziel
Konzentration des Studiums.
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Maßnahmen bis 1975
Berufung von Kommissionen
zur Erarbeitung von Modellstu¬
diengängen; deren Erprobung
in Hochschulversuchen; Einset¬
zung von Studiendekanen;
Einführung des Studienjahres.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 1,8 Mio DM.

■ 4.53
Hochschuldidaktik

Die Hochschuldidaktik ist weiter zu
entwickeln. Sie muß die methodi¬
schen Voraussetzungen des Fach¬
unterrichtes umfassen und zur Selb¬
ständigkeit der Studierenden bei¬
tragen. Massenveranstaltungen müs¬
sen entbehrlich werden. Wirksamer
ist der Unterricht in kleinen Gruppen.
Deshalb sind Tutorengruppen auch
für examensvorbereitende Kurse zu
fördern und die dafür erforderlichen
Mittel zu erhöhen.
Innerhalb der Fachbereiche sollen
Arbeitsgruppen zur Entwicklung der
Fachdidaktik aufgebaut werden.
Gleichzeitig sind interdisziplinäre
Forschungsgruppen für Hochschul¬
didaktik zu gründen. Auf überregio¬
naler Ebene finden sie ihre Ergän¬
zung in einem interuniversitären For¬
schungsinstitut für Lehr- und Lern¬
verfahren (4.85).

Langfristiges Ziel
Verbesserung von Aufbau und
Methode der Lehre und des
Studiums.

Maßnahmen bis 1975
Bildung von hochschuldidakti¬
schen Arbeitsgruppen und in¬
terdisziplinären Forschungs¬
gruppen für Hochschuldidaktik
an den Hochschulen des Lan¬
des; Ausbau der Arbeit in klei¬
nen Gruppen.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 50 Mio DM.

■ 4.54

Studienberatung
Die Studienberatung soll in allen
Fachbereichen mit größeren Studen¬
tenzahlen bei einzelnen Hochschul¬
lehrern, Assistenten oder auch in
Beratungsstellen an Hochschulen

konzentriert werden. Der Studienbe¬
rater ist für die fachliche Betreuung
und Anleitung der Studierenden be¬
sonders in den ersten Semestern
verantwortlich. Es liegt im Interesse
des Studierenden, mit ihm zusam¬
menzuarbeiten.
Die Studienberater sollen zur Teil¬
nahme an den Sitzungen der Prü¬
fungsausschüsse und an Lehrplan¬
konferenzen ihres Fachbereichs be¬
rechtigt sein.
Die Tätigkeit der Studienberater
wird durch Studiendekane koordi¬
niert und durch eine zentrale Kom¬
mission der Hochschule für Studien¬
planung -unterstützt.

Langfristiges Ziel
Orientierung im Studium und
damit Verminderung von Fehl¬
leitung und Fehlentscheidung
im Studium.

Maßnahmen bis 1975
Berufung hauptamtlicher Stu¬
dienberater oder Einrichtung
von Studienberatungsstellen.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 12 Mio DM.

■ 4.55
Aufbaustudium und Kontaktstudium

Berufliche Mobilität und damit die
Anpassungsfähigkeit an sich wan¬
delnde Berufsanforderungen werden
in Zukunft für die Sicherheit des
Arbeitsplatzes und das Wirtschafts¬
wachstum maßgebend sein. Deshalb
wird die Ausbildung immer stärker
durch Aufbau- und Kontaktstudien
zu ergänzen sein.
Es muß erreicht werden, daß jedem
Hochschulabsolventen und in gewis¬
sem Umfange auch Berufstätigen
ohne Hochschulabschluß ein Kon¬
taktstudium ermöglicht wird, soweit
es die sich wandelnden Berufsanfor¬
derungen notwendig machen. Geeig¬
net erscheinen Fernstudiengänge in
Verbindung mit Direktkursen. Hierfür
müssen langfristig Stellen- und
Sachmittel sowie gegebenenfalls Sti¬
pendien bereitgestellt werden.
Im Programmzeitraum können Kon¬
taktstudienmöglichkeiten nur für sol¬
che Berufe geschaffen werden, in
denen der Wissensstand sich rasch
ändert und in denen der Teilnehmer
am Kontaktstudium sein Wissen an
andere weitergeben kann. Dabei sol¬

len auch Einsichten in die besten
Methoden der Weiterbildung gewon¬
nen werden. Hierfür sind 7 Mio DM
an Personal- und Sachmittel sowie
12 Mio DM für Stipendien bereitzu¬
stellen.
Für Aufbaustudiengänge werden
Promotionsstipendien in Höhe von
14 Mio DM im Programmzeitraum
vorgesehen.

Langfristiges Ziel
Ergänzung der Hochschulaus¬
bildung durch Aufbau- und
Kontaktstudiengänge entspre¬
chend dem Fortschritt der Wis¬
senschaften und dem Wandel
der Berufsanforderungen.

Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Aufbau- und
Kontaktstudiengängen; Bereit¬
stellung von Stipendien; Bereit¬
stellung von Promotionsstipen¬
dien.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 33 Mio DM.

■ 4.56
Fernstudium

Im gesamten Hochschulbereich muß
die Möglichkeit geschaffen werden,
Teile des Studiums durch program¬
mierte Fernstudien abzuleisten.
Schwerpunkte des Fernstudiums lie¬
gen in der Information über Studien¬
weg und Einführung in verschiedene
Fachrichtungen, in vorlesungsinten¬
siven Studienabschnitten und im
Aufbaustudium sowie im Kontakt¬
studium für Fachgebiete, in denen
die Erkenntnisse besonders schnell
veralten. Fernstudium erleichtert das
Studium von universitätsfernen Wohn¬
sitzen aus.
Im überwachten Fernstudium kann
der einzelne Student seine Fort¬
schritte ständig kontrollieren. Ergän¬
zende Direkt- und Laborkurse, die in
der vorlesungsfreien Zeit oder de¬
zentral veranstaltet werden, vertiefen
den selbständig erarbeiteten Stoff
und vermeiden eine unerwünschte
Isolierung der Studenten. Lehrstuhl¬
inhaber können im Grund- und Kon¬
taktstudium entlastet werden, weil
die Fernstudienkurse für einzelne
Fächer jeweils nur von einigen
Hochschulen entwickelt und von den
anderen lediglich betreut zu werden
brauchen. Zwischenprüfungen sind,
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wie im Direktstudium, möglich. Klau¬
surarbeiten können zur Objektivie¬
rung und Rationalisierung der Prü¬
fung beitragen.
Um den Hochschulwechsel zu er¬
möglichen und Zeiten eines Normal¬
studiums durch Fernstudienabschnit¬
te zu ersetzen, müssen die program¬
mierten Teile des Studiums unterein¬
ander und mit denen anderer Hoch¬
schulen abgestimmt sein. Das Fern¬
studium wird formell und inhaltlich
dem anderen Studium gleichgestellt
werden.
Das Fernstudium erfordert für jeden
Studienabschnitt eigene Kombinatio¬
nen verschiedener Medien. Der
Schwerpunkt liegt beim schriftlichen
Femstudienmaterial, das durch Ton¬
bänder, Labor- und Direktkurse
sowie Gruppenarbeit ergänzt wird.
Je nach Fachgebiet begrenzt lassen
sich externe Rundfunk- und Fernseh¬
sendungen einbauen. Neue Speiche¬
rungstechniken des Fernsehens bie¬
ten gute Möglichkeiten für das
Selbst- und Gruppenstudium.
Wichtigster Vorteil des Fernstudiums
ist die Steigerung des Ausbildungs¬
erfolges. Eine Entlastung der Hoch¬
schulen ist nur begrenzt und in länge¬
ren Zeiträumen möglich. Die zu er¬
wartende Steigerung der Studenten¬
zahlen verlangt deshalb schnelle
Einführung des Fernstudiums an ge¬
eigneten und interessierten Hoch¬
schulen zusätzlich zum Kapazitäten¬
ausbau der Hochschulen.
Da das Fernstudium für einzelne
Fächer an jeweils geeigneten Hoch¬
schulen entwickelt werden soll, muß
die einheitliche didaktische Ausrich¬
tung und sonstige Koordinierung von
einem interuniversitären Zentrum
geleistet werden, das aus dem Deut¬
schen Institut für Fernstudien aufzu¬
bauen ist; das Land wird sich im Pro¬
grammzeitraum mit 39 Mio DM be¬
teiligen. Daneben ist möglichst an al¬
len Hochschulen die fachwissen¬
schaftliche und didaktische Betreu¬
ung der Fernstudenten einzuführen;
dafür wird im Programmzeitraum mit
10,5 Mio DM Kosten gerechnet.
Die zentralen Einrichtungen des
Fernstudiums können sinnvoll nur
von allen Bundesländern gemeinsam
getragen werden. Auch in der
Durchführung des Fernstudiums sind
nur einheitliche Lösungen möglich.
Die Landesregierung wird sich für
schnelle Gründung des interuniversi¬
tären Zentrums für das Fernstudium

und Einrichtung der Betreuungsstel¬
len an den einzelnen Hochschulen
einsetzen.

Langfristiges Ziel
Effektivere Gestaltung des Stu¬
diums besonders für Studien¬
anfänger und im Kontaktstu¬
dium.

Maßnahmen bis 1975
Gründung eines interuniversi¬
tären Zentrums für das Fern¬
studium und Einrichtung ent¬
sprechender Betreuungsstel¬
len an den Hochschulen.

Kosten im Programmzeitraum:
49,5 Mio DM.

■ 4.57

Lehrkörper
Die Gliederung des Lehrkörpers ent¬
spricht nicht mehr voll den gegen¬
wärtigen Anforderungen. Die Lehr-,
Prüfungs- und Verwaltungsaufgaben
sind nicht funktionsgerecht verteilt.
In Instituten und Forschungseinrich¬
tungen verstärkt sich die Abhängig¬
keit durch Überordnungs-Unterord-
nungsverhältnisse. Massenvorlesun¬
gen entfremden Lehrende und Ler¬
nende. Bei der Ergänzung des Lehr¬
körpers konnten nicht immer genü¬
gend die pädagogischen und spe¬
ziellen wissenschaftlichen Befähigun¬
gen für geplante Schwerpunkte in
Lehre oder Forschung berücksich¬
tigt werden.
Deshalb sollen insbesondere die
Lehrstuhlinhaber von Aufgaben ent¬
lastet werden, deren Erfüllung nicht
primär zu den Funktionen ihres
Amtes gehören. Der Lehrkörper soll
gegliedert werden in

• Professoren,
• Dozenten in Dauerstellung und
• Assistenzprofessoren auf Zeit,

die sich für eine Dauerstellung
qualifizieren können.

Die wissenschaftlichen und sonsti¬
gen Mitarbeiter sowie die Sachaus¬
stattung werden den Fachbereichen
oder entsprechenden Einheiten der
Selbstverwaltung und nicht einzelnen
Personen zugeordnet.

Langfristiges Ziel
Funktionsgerechte Verteilung
der Aufgaben der Mitglieder
des Lehrkörpers.

Maßnahmen bis 1975
Neugliederung des Lehrkör¬
pers unter Einführung von As¬
sistenzprofessoren ; verbesserte
Verfahren zu seiner Ergänzung;
Zuordnung der Mitarbeiter so¬
wie der Sachausstattung zu
den Fachbereichen.

Landesausgaben
im Programmzeitraum Keine.

■ 4.6
Hochschulausbau

Nordrhein-Westfalen ist das hoch¬
schulreichste Land in der Bundes¬
republik. Die wachsende Bedeutung
wissenschaftlicher Forschung und
hochqualifizierten akademischen
Nachwuchses erfordert einen weite¬
ren zügigen Ausbau des Hochschul¬
wesens. Bis 1980 wird eine Verdop¬
pelung der Studienplätze nötig. Je¬
dem zum Studium Befähigten ist ein
ihm angemessener Studienplatz im
Hochschulbereich zu sichern. Zulas¬
sungssperren sollen langfristig durch
einen großzügigen Ausbau der be¬
stehenden Einrichtungen und durch
Hochschulneugründungen aufgeho¬
ben werden.

■ 4.61
Neue Hochschulen
Die Zahl der Studierenden wird sich
bis 1980 annähernd verdoppeln. Die
bestehenden Hochschulen lassen
sich nicht kurzfristig auf das Dop¬
pelte ausbauen. Das läßt weder ihre
Größe noch ihre Lage, noch ihre
Struktur zu. Neugründungen „auf der
grünen Wiese" benötigen eine zu
lange Anlaufzeit. Daher sollen die
neuen Hochschulen auf den Kernen
bestehender Hochschuleinrichtun¬
gen aufgebaut werden. Die Neugrün¬
dung von Universitäten bietet gleich¬
zeitig die Chance, die Naturwissen¬
schaften und besonders auch die Er-
ziehungs- und Verhaltenswissen¬
schaften entsprechend ihrer wach¬
senden Bedeutung zu fördern.
Zahl und Größenordnung der neuen
Universitäten ergeben sich vornehm¬
lich aus den folgenden Gesichts¬
punkten:
• Fast die Hälfte aller Studienab¬

schlüsse entfällt auf Lehrämter.
Ihre Zahl wird sich bis 1980 ver¬
doppeln.
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